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2. im Falle der Personenwahl die auf jeden einzelnen Bewer­
ber

entfallenen gültigen Stimmzettel zusammen.
(4) Stimmzettel, über deren Gültigkeit oder Ungültigkeit der 

Wahlvorstand beschließt, weil sie zu Zweifeln Anlaß geben, sind 
mit fortlaufender Nummer zu versehen und von den übrigen 
Stimmzetteln gesondert bei den Wahlunterlagen aufzubewah­
ren.

§19
Wahlniederschrift

(1) Über das Wahlergebnis fertigt der Wahlvorstand eine Nie­
derschrift, die von sämtlichen Mitgliedern des Wahlvorstandes 
zu unterzeichnen ist.
Die Niederschrift muß enthalten

1. die Summe aller abgegebenen Stimmen,
2. die Summe aller abgegebenen gültigen Stimmen,
3. die Summe aller abgegebenen ungültigen Stimmen,
4. die für die Gültigkeit oder die Ungültigkeit zweifelhafter 

Stimmen maßgebenden Gründe,
5. im Falle der Verhältniswahl die Zahl der auf jede Vor­

schlagsliste entfallenen gültigen Stimmen sowie die Errech­
nung der Höchstzahlen und ihre Verteilung auf die Vor­
schlagslisten, im Falle der Personenwahl die Zahlder auf je­
den Bewerber entfallenen gültigen Stimmen,

6. die Namen der gewählten Bewerber.
(2) Besondere Vorkommnisse bei der Wahlhandlung oder der 

Feststellung des Wahlergebnisses sind in der Niederschrift zu 
vermerken.

§20
Benachrichtigung der gewählten Bewerber

Der Wahlvorstand benachrichtigt die als Personalratsmitglie­
der Gewählten unverzüglich schriftlich gegen Empfangsbestäti­
gung, erforderlichenfalls durch eingeschriebenen Brief, von ih­
rer Wahl. Erklärt ein Gewählter nicht binnen drei Arbeitstagen 
nach Zugang der Benachrichtigung dem Wahlvorstand, daß er 
die Wahl ablehne, so gilt die Wahl als angenommen.

§ 2 1
Bekanntmachung des Wahlergebnisses

Der Wahlvorstand gibt das Wahlergebnis und die Namen der 
als Personalratsmitglieder gewählten Bewerber durch zweiwö­
chigen Aushang an den Stellen bekannt, an denen das Wahlaus- 
schreiben bekanntgemacht worden ist.

§ 2 2
Aufbewahrung der Wahlunterlagen

Die Wahlunterlagen (Niederschriften, Bekanntmachungen, 
Stimmzettel, Freiumschläge für die schriftliche Stimmabgabe 
usw.) werden vom Personalrat mindestens bis zur Durchfüh­
rung der nächsten Personalratswahl aufbewahrt.

Zweiter Abschnitt 
Besondere Vorschriften für die Wahl 

mehrerer Personalratsmitglieder

Erster Unterabschnitt 
Wahlverfahren bei Vorliegen mehrerer 

Wahlvorschläge (Verhältniswahl)

§23
Voraussetzungen für Verhältniswahl, 

Stimmzettel, Stimmabgabe
(1) Nach den Grundsätzen der Verhältniswahl (Listenwahl) ist 

zu wählen, wenn mehrere gültige Wahlvorschläge eingegangen 
sind. In diesem Falle kann jeder Wähler seine Stimme nur für 
den gesamten Wahlvorschlag (Vorschlagsliste) abgeben.

(2) Auf dem Stimzettel sind die Vorschlagslisten in der nach 
§ 11 Abs. 1 ermittelten Reihenfolge unter Angabe von Familien­
name, Vorname und Tätigkeit der an erster und zweiter Stelle 
benannten Bewerber untereinander aufzuführen; bei Listen, die 
mit einem Kennwort versehen sind, ist auch das Kennwort anzu­
geben.

(3) Der Wähler hat auf dem Stimmzettel die Vorschlagsliste 
anzukreuzen, für die er seine Stimme abgeben will.

§24
Ermittlung der gewählten Bewerber

(1) Bei Verhältniswahl werden die Summen der auf die ein­
zelnen Vorschlagslisten entfallenen Stimmen nebeneinander­
gestellt und der Reihe nach durch 1, 2, 3 usw. geteilt. Auf die 
jeweils höchste Teilzahl (Höchstzahl) wird so lange ein Sitz zu­
geteilt, bis alle zu vergebenden Sitze verteilt sind. Ist bei glei­
chen Höchstzahlen nur noch ein Sitz oder sind bei drei glei­
chen Höchstzahlen nur noch zwei Sitze zu verteilen, so ent­
scheidet das Los. ,

(2) Enthält eine Vorschlagsliste weniger Bewerber, als ihr 
nach den Höchstzahlen Sitze zustehen würden, so fallen die 
restlichen Sitze den übrigen Vorschlagslisten in der Reihenfol­
ge der nächsten Höchstzahlen zu.

(3) Innerhalb der Vorschlagslisten werden die zustehenden 
Sitze auf die Bewerber in der Reihenfolge ihrer Benennung 
(§ 7 Abs. 2) verteilt.

Zweiter Unterabschnitt 
Wahlverfahren bei Vorliegen 

eines Wahlvorschlages (Personenwahl)

§25
Voraussetzungen für Personenwahl, 

Stimmzettel, Stimmabgabe
(1) Nach den Grundsätzen der Personenwahl ist zu wählen, 

wenn nur ein gültiger Wahlvorschlag eingegangen ist. In die­
sem Falle kann jeder Wähler nur solche Bewerber wählen, die 
in dem Wahlvorschlag aufgeführt sind.

(2) In den Stimmzettel werden die Bewerber aus dem Wahl­
vorschlag in unveränderter Reihenfolge unter Angabe von Fa­
milienname, Vorname und Tätigkeit übernommen. Der Wähler 
hat auf dem Stimmzettel die Namen der Bewerber anzukreu­
zen, für die er seine Stimme abgeben will. Der Wähler darf 
nicht mehr Namen ankreuzen, als Personalratsmitglieder zu 
wählen sind.

§26
Ermittlung der gewählten Bewerber

(1) Bei Personenwahl werden die zu vergebenden Sitze mit 
den Bewerbern in der Reihenfolge der jeweils höchsten auf sie 
entfallenen Stimmenzahlen besetzt.

(2) Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los.

Dritter Abschnitt 
Besondere Vorschriften für die Wahl 

eines Personalratsmitgliedes (Personenwahl)

§27
Voraussetzungen für Personenwahl, 

Stimmzettel, Stimmabgabe, Wahlergebnis
(1) Nach den Grundsätzen der Personenwahl ist zu wählen, 

wenn nur ein Personalratsmitglied zu wählen ist.
(2) In den Stimmzettel werden die-Bewerber aus den Wahl­

vorschlägen in alphabetischer Reihenfolge unter Angabe von 
Familienname, Vorname und Tätigkeit übernommen.

(3) Der Wähler hat auf dem Stimmzettel den Namen des Be­
werbers anzukreuzen, für den er seine Stimme abgeben will.

(4) Gewählt ist der Bewerber, der die meisten Stimmen er­
halten hat. Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los.

Vierter Abschnitt 
Wahl der Vertreter 

der nichtständig Beschäftigten

§28
Vorbereitung und Durchführung der Wahl

Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahl der Ver­
treter der nichtständig Beschäftigten gelten die §§ 1 bis 27 ent­
sprechend mit der Abweichung, daß sich die Zahl der Vertre­
ter der nichtständig Beschäftigten ausschließlich aus §65 
Abs. 1 des Gesetzes ergibt. Dem Wahlvorstand muß minde­
stens ein nach § 14 des Gesetzes wählbarer Beschäftigter ange­
hören.


